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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur voilständigen Aussetzung 
des Zollsatzes für bestimmte industrielle Waren mit Ursprung in Malta 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß dem Abkommen zur Gründung einer Asso- 
ziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und Malta wendet die Gemeinschaft 
für die durch dieses Abkommen erfaßten Waren die 
um 70 V. H. gesenkten Zollsätze des Gemeinsamen 
Zolltarifs an. Es erscheint angebracht, diese Zoll- 
vergünstigung vorläufig auf eine vollständige Aus- 
setzung der auf die betreffenden Waren angewand- 
ten Zollsätze zu erweitern. Die Maßnahme kann 
jedoch nicht die Waren der Zollkontingente betref- 
fen, die im genannten Abkommen vorgesehen sind. 

Um zu vermeiden, daß die Einfuhr dieser Waren 
Störungen in den herkömmlichen Handelsströmen 
verursacht, ist vorgesehen, daß die Kommission die 
Anwendung der vertraglichen Zollsätze gegenüber 
Malta jederzeit durch Verordnung anordnen kann — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

1. Vom 1. Januar bis 31. Dezember 1974 werden 
die Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs und 
die Zollsätze der Zolltarife der neuen Mitglied- 
staaten für gemäß Artikel 1 des Anhangs I des 
Abkommens zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 


schaft und Malta unter dieses Abkommen 
fallenden Waren, ausgenommen Waren der Tarif- 
nummern 55 . 05 , 56.04, 60.05 und 61.01, vollstän- 
dig ausgesetzt. 

Irland ist jedoch ermächtigt, für diese Waren die 
Zollsätze anzuwenden, die es gegenüber den 
übrigen Mitgliedstaaten, ausgenommen dem Ver- 
einigten Königreich, anwendet. 

2. Die in Absatz 1 genannte Aussetzung ist den 
Waren mit Ursprung in Malta Vorbehalten. Als 
Ursprungsregeln gelten die zur Anwendung des 
vorgenannten Abkommens jeweils gültigen Re- 
geln. 


Artikel 2 

Um zu verhindern, daß die Einfuhren von Waren, 
für die die Zollsätze gemäß Artikel 1 ausgesetzt 
werden, Störungen in den herkömmlichen Handels- 
strömen verursachen, kann die Kommission jeder- 
zeit im Verordnungswege die Anwendung bis zum 
Ende des Kalenderjahres derjenigen Zollsätze an- 
ordnen, die gemäß Artikel 1 des Anhangs I des in 
Artikel 1 genannten Abkommens anwendbar sind. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Der Rat hat auf seiner Tagung vom 4. und 5. Juni 
1973 beschlossen, daß Malta ab 1. Januar 1974 in 
den Genuß von Zollvorteilen kommen soll, die 
nicht ungünstiger sind als diejenigen, die den 
Ländern gewährt werden, die in den Genuß der 
Allgemeinen Zollpräferenzen kommen. 

Unter diesen Umständen hält die Kommission die 
vollständige Aussetzung der Zollsätze für die von 
Abkommen EWG/Malta erfaßten Waren für die 
geeignetste autonome Maßnahme, die auch der be- 
sonderen wirtschaftlichen Lage Maltas am meisten 
angepaßt zu sein scheint. Auf Grund der sehr ge- 
ringen Gemeinschaftseinfuhren’ von Waren mit Ur- 
sprung in Malta in den letzten Jahren verzichtet die 
Kommission ferner darauf, eine mengenmäßige 
Grenze (Richtplafonds oder Zollkontingente) vorzu- 
schlagen. 

Von dieser Maßnahme müssen jedoch die Waren 
ausgeschlossen werden, für die das Abkommen die 
Eröffnung eines Gemeinschaftskontingenfs (Textil- 
waren der Tarifnummern 55.05, 56.04, 60.05 und 
61.01) vorsieht und für die jeweils andere Maß- 
nahmen vorgeschlagen Avorden sind. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 ziigeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
18. Januar 1974 - 1/4 - 680 70 - E- Ma 25/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 21. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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